
 

Zweckverband Aachener Verkehrsverbund 

-  Der Verbandsvorsteher -  

 
   Vorlagennummer 

V O R L A G E  
40/2016 

 

 

Beratungsfolge  Datum      öffentlich 

Verbandsversammlung TOP 11 21.12.2016    nicht öffentlich 

 

 

Gegenstand: 

 

Änderung des Umsatzsteuerrechts – Abgabe einer Optionserklärung 

nach § 27 Abs. 22 UStG 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Verbandsversammlung ermächtigt den Verbandsvorsteher, eine Optionserklärung nach § 27 

Abs. 22 Umsatzsteuergesetz (UStG) abzugeben, wonach das bisherige Umsatzsteuerrecht weiterhin bis 

spätestens zum 31.12.2020 zur Anwendung kommen soll. 

 

   Fortsetzung umseitig 

 

Beratungsergebnis 

     einstimmig 

      mit Mehrheit 

 _______ Ja 

 _______ Nein 

 _______ Enthaltung 

     lt. Beschlussvorschlag 

     abweichend 
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Erläuterungen: 

 

Mit der Verabschiedung des Steueränderungsgesetzes 2015 am 02.11.2015 wurden in Artikel 12 die 

Regelungen zur Unternehmereigenschaft von juristischen Personen des öffentlichen Rechts (jPdöR) 

neu geregelt. Die Neuregelungen finden sich in § 2b des Umsatzsteuergesetzes wieder. Nach altem 

Recht konnte eine jPdöR nur im Rahmen eines Betriebes gewerblicher Art umsatzsteuerpflichtig sein, 

so dass hoheitliche Tätigkeiten oder vermögensverwaltende Tätigkeiten grundsätzlich umsatzsteuer-

frei waren. Im neuen Umsatzsteuerrecht ist die bisherige Definition eines Betriebes gewerblicher Art 

entfallen. 

 

Nach dem neuen Umsatzsteuerrecht gelten jPdöR grundsätzlich erst einmal als Unternehmer. Sie 

werden nur dann nichtunternehmerisch tätig, wenn sie in Ausübung öffentlicher Gewalt (hoheitlich) 

handeln, sofern die Behandlung als Nichtunternehmer nicht zu größeren Wettbewerbsverzerrungen 

führen würde. 

 

Das bedeutet im Umkehrschluss, dass mindestens alle Tätigkeiten auf privatrechtlicher Grundlage zur 

Unternehmereigenschaft der jPdöR führen. 

 

 
 

Die neue Regelung des § 2b UStG ist ab dem 01.01.2017 anzuwenden. Da die voranzustellenden 

Prüfungen zur Umstellung auf das neue Umsatzsteuerrecht und die ggf. notwendige Anpassung der 

Verträge an die geänderte Rechtslage für die jPdöR eine besondere Kraftanstrengung erfordert, hat 

der Gesetzgeber eine Übergangsregelung für maximal vier Jahre vorgesehen. Danach kann die jPdöR 

nach § 27 Abs. 22 UStG bis spätestens zum 31.12.2016 erklären, zunächst noch die alte Umsatz-

steuerregelung des § 2 Abs. 3 UStG nutzen zu wollen. Da aller Wahrscheinlichkeit nach durch die 

Anwendung des neuen Umsatzsteuerrechts vermehrt neue umsatzsteuerpflichtige Sachverhalte 

entstehen werden, empfiehlt es sich, die Übergangsregelung in Anspruch zu nehmen. Darüber hinaus 

wird zu den neuen Regelungen des § 2b UStG ein Anwenderschreiben des Bundesfinanzministeriums 

erwartet. Der genaue Termin hierfür steht noch nicht fest, so dass derzeit auch die Finanzämter nur 

eingeschränkt Auskunft zur neuen Rechtslage geben können. Auch aus diesem Grunde ist die 

Inanspruchnahme der Übergangsregelung zu empfehlen. 
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Eine seitens der NVR GmbH und VRS GmbH in Auftrag gegebene Prüfung (Anlage) durch die 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Nawrot & Partner empfiehlt ebenfalls die Inanspruchnahme der 

Übergangsregelung. 

 

 

 

 

 

 gez. 

 (Marcel Philipp) 

Der Verbandsvorsteher 
 



Anlage zur Vorlage zu Top 11 
ZV-Versammlung am 21.12.2016
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